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Ein Mensch, der sich Rechtsextremen entgegenstellt, ist 
nicht linksextrem; er ist Demokrat.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich komme zum Schluss. Ihr Pöbler, die ihr unsere 
Heimat in den Dreck zieht: Ihr seid nicht Sachsen; ihr 
seid nicht das Volk. Ihr nicht! Eure brutalen Rückzugs-
gefechte werden eine offene, demokratische Gesellschaft 
nicht verhindern. Auch wenn es uns wehtut: Ihr werdet 
keinen Erfolg haben. Dafür können wir alle sorgen, jeder 
und jede in seiner und ihrer Verantwortung. 

Danke.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Monika Lazar ist die nächste Rednerin für die Frakti-

on Bündnis 90/Die Grünen.

(Günter Baumann [CDU/CSU]: Aber nicht 
Sachsen beschimpfen!)

Monika Lazar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Für 

Hetze und Gewalt gibt es keine Rechtfertigung. Das gilt 
selbstverständlich auch für die Vorfälle in Clausnitz und 
Bautzen in der letzten Woche. 

Als sächsische Abgeordnete weiß ich, dass in Sach-
sen schon seit langem etwas schiefläuft. Der Freistaat 
gehört zu den traurigen Spitzenreitern bei rassistischen 
Straftaten. In solch einem gesellschaftlichen Klima ist 
es wichtig, jeglicher Form von Rassismus eine unmiss-
verständliche Absage zu erteilen, sich mit den Opfern 
zu solidarisieren und sie mit allen staatlichen Mitteln zu 
schützen. 

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Aber was ist in den letzten Tagen alles schiefgelaufen? 
Die Pressekonferenz des Polizeipräsidenten Reißmann 
am Samstag ist ein sehr plakatives Beispiel für die nicht 
vorhandene Fehlerkultur bei der sächsischen Polizei. 
Auch mit Blick auf den Betreiber der Flüchtlingsunter-
kunft kann man ins Grübeln kommen. Herr Hetze von 
der AfD  – ein bezeichnender Name  –, der schon bei 
flüchtlingsfeindlichen Demonstrationen in den letzten 
Monaten als Redner auftrat, wird zwar am Montag vom 
Landrat von diesem Posten abberufen, aber nicht, weil er 
Fehler gemacht hat, sondern zum Schutz seiner Person. 
Wer bitte soll das verstehen? 

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Auch die sächsische CDU zeigt sich leider wieder be-
sonders realitätsfern, diesmal zum Beispiel die Kollegin 
Bellmann, die heute auch anwesend ist. Sie beklagt bei 
Focus Online: Wenn die Antifa Schilder besprühe, werde 
das medial kaum beachtet. Und weiter: „Wenn auf Veran-

staltungen ‚Wir sind das Volk‘ gerufen wird, spricht man 
sofort von Mob und ‚verbaler Gewalt´“. – Als eine, die 
1989 in Leipzig auf die Straße gegangen ist, bin ich wü-
tend, dass diese Rufe in Clausnitz und auch in Dresden 
und Leipzig ertönen.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der SPD und der Abg. Sabine Weiss [Wesel I] 
[CDU/CSU])

Denn das hat mit dem Anliegen der Montagsdemonstrati-
onen vom Herbst 1989 rein gar nichts zu tun. 

(Zuruf der Abg. Veronika Bellmann [CDU/
CSU])

Wie hat nun Ministerpräsident Tillich auf diese Ereig-
nisse reagiert? Zuerst, wie meistens, gar nicht, und dann 
kam ein Vergleich der rassistischen Demonstrationen mit 
den Protesten gegen Stuttgart 21. 

(Özcan Mutlu [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Unglaublich!)

Das ist eine Verharmlosung von Rassismus und eine Kri-
minalisierung legitimer Bürgerproteste.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
LINKEN)

Dann nahm Herr Tillich alle Bürger in die Pflicht und 
forderte mehr Zivilcourage. Das ist richtig. Aber wer der 
Zivilgesellschaft Steine in den Weg legt, wie es in Sach-
sen seit Jahren passiert, hat wieder einmal nicht bemerkt, 
was zu tun ist.

Ich begrüße die Bemühungen von Ministerin Schwesig 
um die Verdopplung der Mittel des Bundesprogramms 
„Demokratie leben!“. Allerdings nutzt das nur dann et-
was, wenn das Geld bei den Initiativen auch ankommt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ausgerechnet für Sachsen gibt der Bund durch das Pro-
gramm „Demokratie leben!“ zurzeit gar keine Beschei-
de aus. Schuld daran sind die sächsischen Ministerien, 
die sich über Nebensächlichkeiten streiten und damit 
die Förderung blockieren. Deshalb liegt in Sachsen mo-
mentan nicht nur die zivilgesellschaftliche Projektarbeit 
brach. Zwar arbeiten die Koordinierungs- und Fachstel-
len seit Anfang des Jahres auf Hochtouren, aber ohne 
Geld. Angesichts dieser Zustände sind Tillichs Reden nur 
wohlfeile Lippenbekenntnisse. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Es fehlt noch immer eine klare Haltung. Eine solche Hal-
tung hätte ich mir spätestens gestern bei seiner Presse-
konferenz gewünscht. 

Die Anhäufung von Fehlverhalten und Peinlichkeiten 
in Sachsen fällt besonders auf und wird politisch und me-
dial stark beachtet. Es wäre aber ein großer Fehler, solche 
rassistischen Vorfälle zu einem reinen Sachsenproblem 
zu stilisieren. Wir alle wissen: Leider ist Rassismus ein 
Problem in ganz Deutschland. Flüchtlingsfeindliche Pa-
rolen finden überall erhebliche Zustimmung. Angriffe 

Susann Rüthrich
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auf Flüchtlingsunterkünfte finden bundesweit statt. Die 
AfD liegt in Umfragen – auch in westdeutschen Bundes-
ländern – häufig im zweistelligen Bereich. Aus Studien 
von Heitmeyer, Brähler, Decker wissen wir das seit Jah-
ren. Aber sichtbar ist, dass es in letzter Zeit immer dra-
matischer wird. 

Deshalb brauchen wir eine gesamtgesellschaftliche 
Demokratieoffensive.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Politik und Staat müssen gemeinsam antirassistische 
Vorbildwirkung entfalten und zeigen, was Demokratie 
bedeutet. Wer heutzutage von Demokratie redet, darf 
über Willkommenskultur, Integration und antirassisti-
sches Engagement nicht schweigen. 

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS  90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 
Ich erteile das Wort dem Kollegen Marian Wendt für 

die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Marian Wendt (CDU/CSU): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! Noch am vergan-
genen Donnerstag habe ich in der Debatte gesagt: „Die 
gesellschaftliche Entwicklung zu einem Mehr an Gewalt 
in unserem Land sehe auch ich mit großer Sorge.“ Jetzt 
muss ich leider hinzufügen, wie sehr mich die Verro-
hung erschreckt. Wir sind anscheinend an einem neuen 
Tiefpunkt angekommen. Solchen Menschenfeinden wie 
denjenigen vom Wochenende müssen wir entgegentre-
ten. Darin sind wir uns alle einig, wie wir heute gehört 
haben. Der Rechtsstaat muss hier klare Konsequenzen 
ziehen und die konkreten Taten – das sage ich klipp und 
klar – hart bestrafen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Den damit einhergehenden Umschwung in der Hal-
tung zur Innen- und Sicherheitspolitik, der gerade durch 
alle Parteien geht, begrüße ich sehr. Nachdem es jahre-
lang anscheinend keine Stimmung gab, die Polizei dieses 
Landes für ihre ureigenen Aufgaben fit zu halten, gibt 
es jetzt endlich einen breiten Konsens. Der Rechtsstaat 
braucht eine handlungsfähige Polizei, um die freiheit-
lich-demokratische Grundordnung dort zu schützen, wo 
sie bedroht wird. Wir Innenpolitiker sehen uns stets ei-
nem Zeitgeist gegenüber, der die Polizei zumeist mit gro-
ßer Skepsis betrachtet. Dass jetzt wieder der Wert unserer 
Freunde und Helfer erkannt wird, ist eine begrüßenswer-
te Entwicklung.

Für mich stellt sich schon seit Langem die Frage, wie 
wir die fremdenfeindlichen, extremistischen und antide-
mokratischen Strömungen wieder stärker zurückdrängen 

können. Ich habe in den letzten Tagen folgendes Zitat des 
großen Hans Sarpei gelesen: „Wenn ihr das Volk seid, 
werde ich Flüchtling.“ Wie so oft bei solchen Sprüchen, 
klingt das zunächst sehr griffig. Ich würde jedoch ent-
gegenhalten: Nein, Hans, ich würde nicht flüchten. Es 
kommt nämlich gerade auf uns Demokraten an, die ge-
wissermaßen die Grundstruktur einer Gesellschaft bilden 
und Extremisten daran hindern, die Kontrolle zu über-
nehmen.

Wir müssen uns alle gemeinsam überlegen, woran es 
vielleicht liegen kann, dass es in den östlichen Bundes-
ländern zu einem Mehr an fremdenfeindlicher Gewalt 
kommt. In diesem Zusammenhang stellen sich mir schon 
seit Langem Fragen: Liegt es vielleicht daran, dass sich 
viele Menschen als Verlierer der Wiedervereinigung füh-
len, weil sie nicht gleich einen Arbeitsplatz gefunden 
haben oder seit 20  Jahren arbeitslos sind? Lassen Sie 
mich klar sagen: Ich bin dankbar für die Überwindung 
der Teilung und das, was wir erreicht haben. Sachsen ist 
das wirtschaftlich stärkste Land, das aus der ehemaligen 
DDR hervorgegangen ist. Aber wir müssen uns diese 
Fragen stellen. 

Es ist natürlich auch die Frage, ob es einen gesell-
schaftlichen Gegendruck gerade in den ländlichen Regi-
onen Sachsens vielleicht deswegen nicht gibt, weil sich 
die bürgerliche Mitte dort ein wenig verabschiedet hat. 
Aus meinem Abiturjahrgang sind vier von fünf Mitschü-
lern abgewandert. Diese Abiturienten kann man zu den 
bürgerlichen Führungskräften zählen. Diese Kräfte feh-
len nun, um sich demokratischen Prozessen zu stellen. 
Das haben viele Studien leider gezeigt. Deswegen ist es 
an uns, diese Entwicklung umzukehren und eine Basis 
für die bürgerliche Mitte zu schaffen. Wir haben schon 
viel erreicht. Für mich ist die Schaffung von Arbeitsplät-
zen am wichtigsten; denn danach streben die Menschen. 
Das haben wir gelernt. 

Wir haben viel erreicht. Wir haben die Arbeitslosig-
keit in Sachsen auf unter 10 Prozent gesenkt. Wir haben 
die Infrastruktur- und Solidarpaktmittel sinnvoll einge-
setzt. Wir müssen natürlich noch mehr tun, insbesondere 
in Nicht-Leuchtturmregionen, die nicht immer im Fokus 
stehen. 

(Irene Mihalic [BÜNDNIS  90/DIE GRÜ-
NEN]: Sagen Sie doch mal etwas zum Rechts-
extremismus!)

Bildung, Breitband, ÖPNV, Straßenbau – so kommen wir 
wieder zu Perspektiven, auch in Clausnitz und Bautzen. 
Daran sollten wir arbeiten. 

(Katrin Göring-Eckardt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN: Straßenbau?)

Die Pauschalisierungen und Anfeindungen haben je-
den Sachsen getroffen. Lesen zu müssen, alle Sachsen 
seien im Grunde Nazis, ist gerade gegenüber den vielen 
engagierten Menschen dort zutiefst ungerecht. 

(Özcan Mutlu [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das hat keiner gesagt!)

Das hat Frau Rüthrich eben bestätigt. 

Monika Lazar


